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1.1.2.7. Allgemeine Verlustausgleichs- und Verlustabzugsverbote

Weder (intraperiodisch) ausgleichsfähig noch gem § 18 Abs 6 EStG (interperiodisch) vor-
tragsfähig113 sind zum einen negative Einkünfte aus einer Beteiligung an Gesellschaften oder
Gemeinschaften, wenn das Erzielen steuerlicher Vorteile im Vordergrund steht (beteili-
gungsbezogenes Verlustausgleichs- und Verlustabzugsverbot; § 2 Abs 2a TS 1 EStG).114

Das Gesetz unterstellt das Im-Vordergrund-Stehen des Erzielens steuerlicher Vorteile, wenn
 der Erwerb oder das Eingehen derartiger Beteiligungen allgemein angeboten wird und
 auf der Grundlage des angebotenen Gesamtkonzeptes aus derartigen Beteiligungen

ohne Anwendung dieser Bestimmung Renditen erreichbar wären, die nach Steuern
mehr als das Doppelte der entsprechenden Renditen vor Steuern betragen.

Die Bestimmung erfasst Verlustzuweisungsmodelle allgemeiner Art im betrieblichen
und außerbetrieblichen Bereich.
Ebenso weder (intraperiodisch) ausgleichsfähig noch gem § 18 Abs 6 EStG (interperiodisch)
vortragsfähig sind zum anderen negative Einkünfte aus Betrieben, deren Unternehmens-
schwerpunkt(e) im Verwalten unkörperlicher Wirtschaftsgüter oder in der gewerb-
lichen Vermietung von Wirtschaftsgütern gelegen ist (sind) (branchenbezogenes Ver-
lustausgleichs- und Verlustabzugsverbot; § 2 Abs 2a TS 2 EStG).115 Die Bestimmung er-
fasst nur entsprechende betriebliche Einkünfte.
In beiden Fällen sind die negativen Einkünfte mit positiven Einkünften aus dieser Betä-
tigung oder diesem Betrieb frühestmöglich zu verrechnen. Die Verluste liegen also auf
„Wartetaste“. Die spätere Verrechnung entspricht einem nachgeholten Verlustaus-
gleich, der zeitlich und umfänglich vom Anfallen positiver Einkünfte abhängig ist.116

Spätere positive Einkünfte aus der schädlichen Betätigung oder dem schädlichen Betrieb
können damit seit der Veranlagung 2014117 in voller Höhe zur Verrechnung der Warte-
tastenverluste herangezogen werden.
Neben den allgemeinen Verlustausgleichs- und Verlustvortragsverboten enthält das EStG
einige besondere Verlustausgleichsbeschränkungen und -verbote. Diese werden im Zuge
der jeweils betroffenen Einkunftsart mitbesprochen.

1.1.2.8. Gewinnrücktrag für selbständige Künstler und Schriftsteller
(§ 37 Abs 9 EStG)

Positive Einkünfte aus selbständiger künstlerischer Tätigkeit iSd § 10 Abs 3 Z 4 UStG118

und aus schriftstellerischer Tätigkeit können beginnend mit dem Veranlagungsjahr, das

113 Das Gesetz spricht hier iZm dem Verlustabzug iSd § 18 Abs 6 EStG von der „Vortragsfähigkeit“ von steuer-
lichen Verlusten und nimmt dabei die Perspektive des Verlustentstehungsjahres ein. Siehe dazu die Anmer-
kung bei FN 66.

114 Vgl dazu ausführlich Toifl in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG, 20. Lfg (Mai 2018) § 2 Tz 176/5 ff; Fuchs/
Unger in Büsser/Ehrke-Rabel/Hirschler/Petritz/Sutter, EStG, 66. Lfg (2018) § 2 Tz 128 ff.

115 Vgl dazu ausführlich Toifl in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG, 20. Lfg (Mai 2018) § 2 Tz 177 ff; Fuchs/Unger
in Büsser/Ehrke-Rabel/Hirschler/Petritz/Sutter, EStG, 66. Lfg (2018) § 2 Tz 128 ff.

116 EStR 2000, Rz 157.
117 § 124b Z 248 EStG idF AbgÄG 2014.
118 § 37 Abs 9 EStG verweist auf § 10 Abs 2 Z 5 UStG. Im Sinne eines dynamischen Verweises (§ 110 EStG) ist da-

mit § 10 Abs 3 Z 4 UStG idF seit dem StRefG 2015/2016 (BGBl I 2015/118) in Bezug genommen.
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1.2.1.3. Außerbetriebliche Einkünfte

Einkünfte iSd § 2 Abs 3 Z 4 bis 7 EStG gehören der Gruppe der außerbetrieblichen Ein-
künfte an. Sie werden nicht im Rahmen eines Betriebes erwirtschaftet.

Im Überblick gehören den außerbetrieblichen Einkunftsarten folgende Einkünfte an:

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 25 EStG)

Zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit (Arbeitslohn) zählen ua:

 Bezüge und Vorteile aus einem bestehenden oder früheren Dienstverhältnis;188

Beispiele
 Bezüge der in Ausbildung befindlichen Turnusärzte;
 Bezüge eines Rechtsanwaltsanwärters aus seinem Dienstverhältnis;
 Bezüge eines angestellten Steuerberaters.

 Bezüge und Vorteile von Personen, die an Kapitalgesellschaften nicht wesentlich iSd
§ 22 Z 2 EStG beteiligt sind,189 und zwar auch dann, wenn bei einer sonst alle Merkmale
eines Dienstverhältnisses aufweisenden Beschäftigung die Verpflichtung, den Weisungen
eines anderen zu folgen, aufgrund gesellschaftsvertraglicher Sonderbestimmung fehlt;
ein Dienstverhältnis ist ex lege anzunehmen (vgl § 47 Abs 2 Satz 3 EStG);

 Bezüge aus einer gesetzlichen Kranken- oder Unfallversorgung (erstere nur, wenn sie
aufgrund eines bestehenden oder früheren Dienstverhältnisses zufließen);

 Bezüge aus einer Kranken- oder Unfallversorgung der Versorgungs- und Unterstüt-
zungseinrichtungen der Kammern der selbständig Erwerbstätigen (erstere wiederum
nur, wenn sie aufgrund eines bestehenden oder früheren Dienstverhältnisses zufließen);

 Bezüge und Vorteile aus inländischen und ausländischen Pensionskassen und aus
betrieblichen Kollektivversicherungen;

 Bezüge und Vorteile aus Betrieblichen Vorsorgekassen (BV-Kassen) einschließlich
der Bezüge und Vorteile im Rahmen der Selbständigenvorsorge nach dem 4. Teil
(Selbständigenvorsorge für Personen, die der Pflichtversicherung in der Kranken-
versicherung nach dem GSVG unterliegen) und nach dem 5. Teil (Selbständigen-
vorsorge für freiberuflich Selbständige und Land- und Forstwirte) des BMSVG;

 Insolvenz-Entgelt, das durch den Insolvenz-Entgelt-Fonds ausgezahlt wird;
 Pensionen aus der gesetzlichen Sozialversicherung;
 den Pensionen aus der gesetzlichen Sozialversicherung gleichartige Bezüge aus Ver-

sorgungs- und Unterstützungseinrichtungen der Kammern der selbständig Erwerbs-
tätigen (dazu kurz sogleich);

 Bezüge, Auslagenersätze und Ruhe-(Versorgungs-)Bezüge von Vortragenden, Leh-
renden und Unterrichtenden, die diese Tätigkeit im Rahmen eines von der Bildungs-
einrichtung (zB Universität, Akademie, Fachhochschule, allgemein bildende höhere

188 Ein Dienstverhältnis liegt gem der steuerlichen Legaldefinition des § 47 Abs 2 EStG vor, wenn der Arbeitneh-
mer dem Arbeitgeber seine Arbeitskraft schuldet. Dies ist jedenfalls der Fall, wenn die tätige Person in der Be-
tätigung ihres geschäftlichen Willens unter der Leitung des Arbeitgebers steht oder im geschäftlichen Orga-
nismus des Arbeitgebers dessen Weisungen zu folgen verpflichtet ist.

189 Wenn ihr Anteil am Grund- oder Stammkapital der Gesellschaft also nicht mehr als 25 % beträgt.
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1.3.5.2. Vorweggenommene, vergebliche und nachträgliche Betriebsausgaben

Aufwendungen und Ausgaben können naturgemäß schon vor der Betriebseröffnung
anfallen. Ist eine zielstrebige Vorbereitung der Betriebseröffnung nach außen hin er-
kennbar und sind die Aufwendungen oder Ausgaben auf einen Betrieb als Einkunfts-
quelle (und nicht auf eine Liebhabereibetätigung875) gerichtet, können diese als sog vor-
weggenommene (oder auch: vorbereitende) Betriebsausgaben Berücksichtigung fin-
den. Die Absicht zur Betriebseröffnung ist durch geeignete Unterlagen nachzuweisen
(zB Gewerbeanmeldung, Schriftverkehr mit potenziellen Geschäftspartnern oder För-
derstellen, Einreichpläne, Erstellung von Finanzierungskonzepten, Kreditvereinbarun-
gen, Kosten-Nutzen-Rechnung etc); eine bloße Absichtserklärung reicht nicht aus.876

Ebenso reicht die bloße Möglichkeit der späteren Verwendung eines Wirtschaftsgutes
auch für betriebliche Zwecke noch nicht aus.877

Beispiele878

 Aufwendungen zur Anschaffung von Betriebsmitteln;
 Mietzahlungen für ein Geschäftslokal vor der Betriebseröffnung;
 vorbereitende Reisen zu potenziellen Kunden;
 Aufwendungen für Unternehmensprüfungen und -bewertungen (Due Diligence) iZm der

Vorauswahl von möglichen Unternehmenserwerben, wenn ein hinreichender Zusammen-
hang mit einem (künftigen) Betrieb dargetan werden kann.879

Vor der Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit anfallende Ausbildungskosten fallen nicht
unter den Begriff der Betriebsausgaben und können damit auch keine vorweggenomme-
nen Betriebsausgaben sein. Sie gehören grds zu den gem § 20 Abs 1 Z 2 lit a EStG steuer-
lich unbeachtlichen Kosten der privaten Lebensführung. Unter Ausbildungskosten sind
Aufwendungen zur Erlernung eines Berufes zu verstehen. Die Abzugsfähigkeit von Aus-
bildungskosten ist nur dann gegeben, wenn ein Zusammenhang mit der ausgeübten oder
einer damit verwandten Tätigkeit vorliegt.880 Kommt die Ausbildung allerdings als Um-
schulungsmaßnahme in Betracht, sind die dafür getätigten Aufwendungen unter den in
§ 4 Abs 4 Z 7 EStG normierten Voraussetzungen abzugsfähig.881

Kommt es nach Anfallen der Betriebsausgaben in der Folge wider Erwarten tatsächlich
nicht zur Eröffnung des Betriebes, so ändert dies an der Abzugsfähigkeit der vorweg-
genommenen Betriebsausgaben nichts. Die tatsächliche Betriebseröffnung ist keine Voraus-
setzung für die Abzugsfähigkeit, die vergeblichen Betriebsausgaben bleiben abzugs-
fähige Betriebsausgaben.882

875 Vgl dazu oben Abschnitt 1.1.2.2.
876 Vgl EStR 2000, Rz 1095; UFS 9.4.2003, RV/0046-F/03.
877 Vgl Knechtl/Winkler/Unger in Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke, EStG (Stand 1.7.2020, rdb.at) § 4 Anm 57;

Jakom/Ebner/Marschner, EStG18, § 4 Rz 276. Weiters zB VwGH 27.6.2000, 95/14/0134; 10.11.1993, 93/13/0108;
12.4.1983, 82/14/0150.

878 Vgl EStR 2000, Rz 1095.
879 Vgl Jakom/Ebner/Marschner, EStG18, § 4 Rz 276.
880 Vgl VwGH 30.1.1990, 89/14/0227; UFS 24.7.2008, RV/0019-S/05; LStR 2002, Rz 358.
881 Vgl dazu unten Abschnitt 1.3.5.9. Vgl auch Doralt in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG, 11. Lfg (Juli 2007)

§ 4 Tz 235.
882 Vgl EStR 2000, Rz 1096; Knechtl/Winkler/Unger in Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke, EStG (Stand 1.7.2020,

rdb.at) § 4 Anm 57; Jakom/Ebner/Marschner, EStG18, § 4 Rz 277.
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1.3.5.14. Repräsentationsaufwendungen

Bei grundsätzlich betrieblich veranlassten Aufwendungen ist in der Regel zwischen
abzugsfähigem Werbeaufwand und nichtabzugsfähigem Repräsentationsaufwand zu
unterscheiden.

Unter dem Begriff „Werbung“ ist ganz allgemein im Wesentlichen eine Produkt- und
Leistungsinformation zu verstehen. Es handelt sich dabei um jene Kosten, bei denen
primär bzw weitaus überwiegend die berufliche Tätigkeit und nicht die Person des Steuer-
pflichtigen im Vordergrund steht. Beispiele für Werbeaufwand sind Prospekte, Flyer,
Werbung (TV, Radio, Print), Visitenkarten etc. Liegt Werbeaufwand vor, der nicht zu-
gleich Repräsentationsaufwand ist, kommen die allgemeinen Regelungen über Betriebs-
ausgaben und Werbungskosten zum Tragen. Werbeaufwendungen unterliegen keiner
Angemessenheitsprüfung.

Repräsentationsaufwendungen hingegen sind alle Kosten oder Aufwendungen, die
zwar durch den Beruf des Steuerpflichtigen bedingt sind bzw im Zusammenhang mit der
Erzielung von steuerpflichtigen Einkünften anfallen, gleichzeitig jedoch geeignet sind,
das gesellschaftliche Ansehen des Steuerpflichtigen zu fördern. Repräsentationsaufwen-
dungen oder -ausgaben dürfen bei der Gewinnermittlung nicht in Abzug gebracht wer-
den (§ 20 Abs 1 Z 3 EStG). Nach der Rsp des VwGH ist der Begriff der Repräsentations-
aufwendungen weit auszulegen,1120 sodass darunter alle Aufwendungen zu verstehen
sind, „die zwar durch den Beruf des Steuerpflichtigen bedingt bzw. im Zusammenhang mit
der Erzielung von steuerpflichtigen Einkünften anfallen, aber auch sein gesellschaftliches
Ansehen fördern, also dazu dienen, zu ‚repräsentieren‘“. Den Gründen, die dazu Anlass
geben, einen solchen Aufwand zu tragen, kommt keine Bedeutung zu.1121

Folgende Kriterien führen zu einem nicht abzugsfähigen Repräsentationsaufwand:

 Der Aufwand ist geeignet, das gesellschaftliche Ansehen des Stpfl zu fördern (Mög-
lichkeit zur Repräsentation),

 die Person des Stpfl steht im Vordergrund, nicht die berufliche/betriebliche Tätig-
keit. Dabei ist das äußere Erscheinungsbild ausschlaggebend.

 dient der Aufnahme von geschäftlichen Kontakten, der Pflege geschäftlicher Bezie-
hungen oder bei (künftigen) Geschäftspartnern eingeführt zu werden, um als mög-
licher Ansprechpartner in Betracht zu kommen.

Nicht ausschlaggebend ist, ob die Aufwendungen

 zukünftige Umsätze erwarten lassen,
 ob sie aus ausschließlich beruflichen Gründen getätigt werden,
 ob sich der Steuerpflichtige diesen überhaupt entziehen kann oder
 ob diese eine Werbekomponente beinhalten.

1120 AA aber Doralt/Kofler in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG, 11. Lfg (Juli 2007) § 20 Tz 28, die darauf hin-
weisen, dass der Repräsentationsbegriff des § 20 Abs 1 Z 3 EStG nach der Absicht des Gesetzgebers offenkundig
eng zu sehen ist.

1121 VwGH 24.2.2010, 2006/13/0119 mwN (Hervorhebung nicht im Original).
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3.3.2. Leistungen bestimmter freier Berufe und Beratungsleistungen

Nach § 3a Abs 14 Z 3 UStG fallen die sonstigen Leistungen aus der Tätigkeit als Rechts-
anwalt, Patentanwalt, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Sachverständiger, Ingenieur,
Aufsichtsratsmitglied, Dolmetscher und Übersetzer sowie ähnliche Leistungen anderer
Unternehmen unter die sog Katalogleistungen. Bei den Rechtsanwälten, Patentanwälten
und Wirtschaftstreuhändern fallen nur die berufstypischen Leistungen unter diese Vor-
schrift.1918 Die rechtliche, technische und wirtschaftliche Beratung ist nach § 3a Abs 14
Z 4 UStG eine weitere Katalogleistung.

Beispiele
 Vertretung und Verteidigung der Interessen des Mandanten: Diese Leistungen, wie auch

die Prozessführung1919, gehören zu den berufstypischen Leistungen des Anwaltsberufes.
 Schiedsrichterliche Tätigkeit: Sie gehört nicht zu den berufstypischen Leistungen eines

Rechtsanwaltes.1920

 Beratungsleistungen von Rechtsanwälten, Finanzberatern, Steuerberatern usw per
E-Mail: Sie fallen unter die Katalogleistungen. Das Internet oder ein elektronisches Netz
dient nur als Kommunikationsmittel, sodass keine auf elektronischem Weg erbrachte Leis-
tung nach § 3a Abs 13 lit a UStG vorliegt.1921

 Leistungen als Mediator: Sie gehören nicht zu den berufstypischen Leistungen eines Rechts-
anwaltes.1922

 Testamentsvollstrecker: Es liegt keine berufstypische Leistung eines Rechtsanwaltes vor.1923

 Abschlussprüfung: Bei einem Wirtschaftsprüfer gehören auch die im Rahmen der Ab-
schlussprüfung erbrachten Leistungen zu den berufstypischen Leistungen.1924

 Tätigkeit eines Fiskalvertreters: Ein Fiskalvertreter, der Hilfestellung in Steuerangelegen-
heiten bietet, erbringt eine Katalogleistung.1925

 Buchhaltungsleistungen: Leistungen wie zB das Erfassen und Kontieren von Belegen so-
wie die Vorbereitung der Abschlussarbeiten fallen nicht unter die Katalogleistungen.1926

 Unternehmensberater: Leistungen der Unternehmensberater fallen als rechtliche, wirt-
schaftliche oder technische Beratung unter die Katalogleistungen.

 Insolvenzverwalter: Da die Insolvenzverwaltung nicht zu den berufstypischen Leistungen
eines Rechtsanwaltes oder Steuerberaters zählt und der wirtschaftliche Schwerpunkt der
Leistungen nicht in der Beratung besteht, liegt keine Katalogleistung vor.1927

 Vermögensverwalter: Die Vermögensverwaltung zählt nicht zu den berufstypischen Leis-
tungen eines Rechtsanwaltes oder Steuerberaters und der wirtschaftliche Schwerpunkt der
Leistungen liegt nicht in der Beratung. Es liegt somit keine Katalogleistung vor.1928

 Leistungen der Notare: Unter die Katalogleistungen fallen nur selbständige Beratungsleis-
tungen wie die Verfassung von Privaturkunden, die Beratung der Beteiligten und die Par-
teienvertretung im Außerstreit-, zT auch im Streit-, im Exekutions- sowie im Verwaltungs-

1918 UStR 2000, Rz 641v.
1919 UStR 2000, Rz 641v.
1920 EuGH 16.9.1997, C-145/96, Bernd von Hoffmann.
1921 UStR 2000, Rz 642q.
1922 Torggler in Achatz et al, FS Ruppe, 663.
1923 EuGH 6.12.2007, C-401/06, Kommission/Deutschland; UStR 2000, Rz 639p.
1924 UStR 2000, Rz 641v. 
1925 Erlass des BMF vom 18.11.2008, BMF-010219/0416-VI/4/2008, Umsatzsteuerprotokoll über den Salzburger

Steuerdialog 2008.
1926 UStR 2000, Rz 639f und 639p, mit Verweis auf BFH 9.2.2012, V R 20/11.
1927 Ecker in Melhardt/Tumpel, UStG3, § 3a Rz 237.
1928 Ecker in Melhardt/Tumpel, UStG3, § 3a Rz 237; UStR 2000, Rz 639p.
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unterliegt die sonstige Leistung der B2B-Generalklausel1973 und Ort der Leistung ist, wo
der Empfänger sein Unternehmen betreibt (Empfängerortsprinzip).

3.3.6.2. B2C – Leistungen an Nichtunternehmer

Bei Leistungen an Nichtunternehmer (B2C) bestimmt sich der Ort der Leistung nach
dem Ort, wo der Unternehmer ausschließlich oder zum wesentlichen Teil tätig wird
(§ 3a Abs 11 lit a UStG, Tätigkeitsort). Umfasst die sonstige Leistung des Künstlers aller-
dings die Einräumung von Urheberrechten (zB ein Opernsänger überträgt einem Mu-
sikproduzenten die Nutzungsrechte aus der Aufnahme der Konzertaufführung), liegt
eine Katalogleistung vor.1974 Werden die künstlerischen Leistungen per Streaming über-
tragen oder auf andere Weise virtuell verfügbar gemacht, werden sie an dem Ort aus-
geführt, an dem der Leistungsempfänger seinen Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt hat, soweit diese Leistungen an einen Nichtunternehmer im Sinne des Abs 5 Z 3
erbracht werden.1975

3.3.7. Grenzüberschreitende Dienstleistungen

Erbringt der Freiberufler sonstige Leistungen grenzüberschreitend an ausländische Un-
ternehmer oder an ausländische Betriebsstätten österreichischer Unternehmer (B2B),
sind diese dennoch in Österreich steuerbar, wenn nach § 3a Abs 6 bis 16 UStG der Ort
der sonstigen Leistung im Inland gelegen ist. Die Regelungen des österreichischen
UStG über den Steuersatz1976, die Steuerbefreiung1977, die Rechnungsausstellung1978, den
Steuerschuldner1979, die Steuererklärungen1980 usw sind anwendbar. Dennoch empfiehlt
sich vor allem bei komplexeren grenzüberschreitenden sonstigen Leistungen oder Leis-
tungen mit Drittlandsbezug, die umsatzsteuerliche Behandlung auch in dem oder den
anderen betroffenen Ländern (zB im Empfängerland oder im Land, wo die sonstige
Leistung physisch erbracht wird) abzuklären.

Beispiel
Eine Notarin aus Innsbruck beurkundet für einen Unternehmer aus Stuttgart/Deutschland
einen Kaufvertrag für eine Betriebsliegenschaft in Innsbruck.
Die Beurkundung eines Grundstückskaufvertrages durch einen Notar ist eine Grundstücksleis-
tung, die ausgeführt wird, wo das Grundstück belegen ist. Das ist in Österreich, die Leistung ist
somit in Österreich steuerbar und mit 20 % steuerpflichtig. Die Notarin stellt an den deutschen
Unternehmer eine Rechnung mit Ausweis von 20 % USt aus1981 und meldet den Umsatz in
ihrer UVA1982.

1973 Siehe Abschnitt 3.3.2.1.
1974 Siehe Abschnitt 3.3.2.
1975 UStR 2000, Rz 641p.
1976 Siehe Abschnitt 3.5.1.
1977 Siehe Abschnitt 3.5.2.
1978 Siehe Abschnitt 3.6.
1979 Siehe Abschnitt 3.10.
1980 Siehe Abschnitt 5.8.1.
1981 Zu den Rechnungsmerkmalen siehe Abschnitt 3.6.
1982 Zur UVA siehe Abschnitt 5.8.5.
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Antrag auf Sollbesteuerung

Der Freiberufler kann nach § 17 Abs 2 letzter Satz UStG beim Finanzamt einen Antrag
auf Sollbesteuerung stellen und seine mit diesen Tätigkeiten zusammenhängenden Um-
sätze nach vereinbarten Entgelten besteuern. Der Antrag kann auf einen von mehreren
Betrieben desselben Unternehmers beschränkt werden. Er muss nach der Verwaltungs-
praxis2181 spätestens zum Termin der Abgabe (Erstellung) der ersten Voranmeldung für
den Veranlagungszeitraum, für den die Sollbesteuerung gelten soll, gestellt werden. Die
Bewilligung zur Sollbesteuerung gilt auf unbestimmte Zeit und erlischt mit dem neuer-
lichen Antrag des Steuerpflichtigen auf Istbesteuerung.2182

3.7.3. Steuerschuld für Lieferungen und sonstige Leistungen
3.7.3.1. Istbesteuerung

Besteuert der Freiberufler nach vereinnahmten Entgelten (Istbesteuerung), entsteht
die Steuerschuld für Lieferungen und sonstige Leistungen nach § 19 Abs 2 Z 1 lit b
UStG grds2183 mit Ablauf des Kalendermonates, in dem die Entgelte vereinnahmt wor-
den sind.

Die Entstehung der Steuerschuld ist bei der Istbesteuerung unabhängig von der Ausstel-
lung der Rechnung und von der Ausführung der Lieferung oder sonstigen Leistung.
Versteuert wird nur das tatsächlich vereinnahmte Entgelt, auch wenn es vom vereinbar-
ten Entgelt abweicht, weil zB Abzüge vorgenommen wurden (zB Skonto).

Die Vereinnahmung wird angenommen, wenn das Entgelt zugeflossen ist und der
Empfänger rechtlich und wirtschaftlich darüber verfügen kann. Das ist bei Überweisun-
gen auf ein Bankkonto der Zeitpunkt der Gutschrift, auf das Beleg- oder das Buchungs-
datum kommt es nicht an.

Beispiel
Eine Rechtsanwältin erstellt ein Rechtsgutachten, das sie am 1.3.2026 an ihren Klienten per E-
Mail übermittelt. Am 4.4.2026 stellt sie die Rechnung, die der Klient am 6.5.2026 per Zahlungs-
anweisung begleicht.
Die Steuerschuld entsteht bei der Istbesteuerung mit Ablauf des Kalendermonats der Verein-
nahmung. Das ist der Mai 2026. Die Rechtsanwältin meldet den Umsatz in ihrer UVA für
Mai 2026.

Bei Freiberuflern, die ihre Umsätze nach vereinnahmten Entgelten besteuern, ist der
Zeitpunkt der Ausführung der Leistung nur für die Anwendung der gesetzlichen Be-
stimmungen für die Besteuerung (zB bei der Änderung des Ortes der sonstigen Leis-
tung, des Steuersatzes, der Steuerbefreiung) maßgebend, der Zeitpunkt der Besteuerung
richtet sich aber nach der Vereinnahmung.

2181 UStR 2000, Rz 2462.
2182 Mayr/Ungericht, UStG4, § 17 Anm 14.
2183 Zu den Sonderregelungen siehe in diesem Abschnitt unten.
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Näheres zur Verschwiegenheitspflicht von Rechtsanwälten und Notaren iZm Klienten-
daten in der Registrierkasse und auf Kassenbelegen siehe unten Abschnitt 8.1.2.4., Unter-
abschnitt „Rechtsanwälte“ bzw „Notare“, Aufzählungspunkt „Belegsammlung“.

5.6. Steuerliche Pflichten bei der Aufnahme von Mitarbeitern
5.6. Steuerliche Pflichten bei der Aufnahme von MitarbeiternFreiberufler sind bei der Ausübung ihrer Tätigkeit oftmals auf Unterstützung angewie-
sen. Werden hierfür Dienstnehmer eingestellt, gibt es eine Reihe von abgaben- und bei-
tragsrechtlichen Vorgaben zu beachten.

5.6.1. Lohnkonto und Lohnabgaben
Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit (§ 25 EStG) wird die Einkommensteuer
durch Abzug vom Arbeitslohn erhoben (Lohnsteuer), wenn im Inland eine Betriebs-
stätte des Dienstgebers besteht (§ 47 EStG). Steuerschuldner ist zwar der Dienstnehmer
selbst, die Pflicht zur Einbehaltung und rechtzeitigen Abfuhr der Lohnsteuer trifft
jedoch den Dienstgeber, der den Lohn ausbezahlt (§ 78 EStG). Der Dienstgeber hat die
gesamte Lohnsteuer eines Monats spätestens am 15. Tag des Folgemonats an das Finanz-
amt abzuführen. Zuständig ist das Finanzamt, in dessen Sprengel die Betriebsstätte liegt,
in der die Dienstnehmer beschäftigt sind. Wird der Lohn nicht am Monatsletzten, son-
dern erst am 15. des nächsten Monats ausbezahlt, ist die Lohnsteuer gleichzeitig abzu-
führen.

Beispiel
Der Lohn für April wird den Mitarbeitern vereinbarungsgemäß am 15.5. ausbezahlt. Die Lohn-
steuer ist folglich am 15.5., und nicht erst am 15.6., zu entrichten.

Für jeden Dienstnehmer hat der Dienstgeber spätestens ab dem 15. Tag des Monats, der
dem Beginn des Dienstverhältnisses folgt, ein eigenes Lohnkonto zu führen. Das Lohn-
konto dient der Eintragung relevanter Abrechnungsdaten, wie Name, Wohnsitz, Ver-
sicherungsnummer oder Absetzbeträge (§ 76 EStG und LohnkontenVO 20062551).

Kommt der Dienstgeber seiner Verpflichtung gem § 76 EStG nicht nach und ist es folg-
lich der Behörde nicht möglich, die Grundlagen für die Berechnung der Lohnsteuer zu
ermitteln, ist die Behörde gem § 184 BAO zur Schätzung berechtigt.2552

Neben der Lohnsteuer hat der Dienstgeber auch weitere Abgaben bis zum 15. des Folge-
monats an das zuständige Finanzamt zu entrichten:

 Dienstgeberbeitrag (§ 43 FLAG2553; die Höhe beträgt gem § 41 FLAG seit 2018 3,9 %
und ab dem Kalenderjahr 2025 3,7 % der Beitragsgrundlage);

 Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag (Kammerumlage; nur im Falle einer Mitglied-
schaft des Dienstgebers bei der Wirtschaftskammer [§ 122 Abs 7 WKG2554]; der Zu-

2551 BGBl II 2005/256.
2552 LStR 2002, Rz 1183; vgl ua VwGH 20.9.1965, 1866/64; siehe Abschnitt 5.9.
2553 BGBl 1967/376.
2554 BGBl I 1998/103.
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5.13. Rechtsschutz
5.13. RechtsschutzAbschließende Erledigungen der Abgabenbehörden (Finanzamt, Gemeinde) ergehen als
Bescheide. Ist der Abgabepflichtige mit dem an ihn ergangenen Bescheid nicht einver-
standen, hat er das Recht, den Bescheid mit Rechtsmitteln zu bekämpfen. Zur Erhebung
von Rechtsmitteln ist nur der Adressat des Bescheides befugt. Zuerst kann eine Bescheid-
beschwerde (§ 243 BAO) eingebracht werden, die idR von der bescheiderlassenden
Behörde mittels Beschwerdevorentscheidung (§ 262 BAO) erledigt wird. Dagegen
kann der Betroffene wiederum einen Vorlageantrag (§ 264 BAO) stellen. Hierbei han-
delt es sich um einen Antrag auf Entscheidung über die Bescheidbeschwerde durch das
VwG (BFG oder LVwG). Die BAO spricht allgemein von „Verwaltungsgerichten“, weil
die entsprechenden Ausführungen auch für LVwG in Angelegenheiten der Landes- und
Gemeindeabgaben gelten (§ 2a BAO). LVwG entscheiden in zweiter Instanz etwa über
Beschwerden gegen Kommunalsteuerbescheide. In Bundesabgabensachen ist immer das
BFG zuständig. Das BFG hat mit 1.1.2014 den zuvor bestehenden UFS ersetzt.

Schließlich können Erkenntnisse und Beschlüsse des VwG noch mit Revision an den
VwGH und, bei Verletzung eines verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts, mit Be-
schwerde an den VfGH bekämpft werden.

5.13.1. Bescheidbeschwerde
5.13.1.1. Formelle Voraussetzungen: Einbringungsfrist und Zuständigkeit

Gegen einen Steuerbescheid der Abgabenbehörde (Finanzamt) ist das Rechtsmittel der
Bescheidbeschwerde zulässig (§ 243 BAO). Die Frist für die Einbringung einer Be-
scheidbeschwerde beträgt einen Monat2633 ab Zustellung des angefochtenen Bescheides
(§ 245 Abs 1 BAO). Einzubringen ist die Bescheidbeschwerde bei jener Abgabenbe-
hörde, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat. Wird eine Bescheidbeschwerde in-
nerhalb der Frist beim VwG eingebracht, so gilt dies aber ebenfalls als rechtzeitige Ein-
bringung. Das VwG hat in diesem Fall die bei ihm eingebrachte Bescheidbeschwerde
unverzüglich an die Abgabenbehörde weiterzuleiten (§ 249 Abs 1 BAO). Wird die Be-
schwerde verspätet eingebracht oder ist sie unzulässig, kommt es zur Zurückweisung
der Bescheidbeschwerde (§ 260 Abs 1 BAO).

Im Verfahren können auch neue Tatsachen und Beweise vorgelegt werden, es herrscht
also kein Neuerungsverbot (§ 270 BAO). Allerdings kann ein neuer Bescheid auch zum

2633 Nach Wochen und Monaten bestimmte Fristen enden mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder
des letzten Monates, der durch seine Benennung oder Zahl dem für den Beginn der Frist maßgebenden Tag ent-
spricht. Fehlt dieser Tag in dem letzten Monat, so endet die Frist mit Ablauf des letzten Tages dieses Monates.
Beginn und Lauf einer Frist werden durch Samstage, Sonntage oder Feiertage nicht behindert. Fällt jedoch das
Ende einer Frist auf einen Samstag, Sonntag, gesetzlichen Feiertag, Karfreitag oder den 24.12., so ist der nächste
Tag, der nicht einer der vorgenannten Tage ist, als letzter Tag der Frist anzusehen. Der Postlauf wird nicht in die
Frist eingerechnet (§ 108 Abs 2, 3 und 4 BAO). Auf begründeten Antrag ist die Frist – erforderlichenfalls auch
wiederholt – zu verlängern. Durch den Antrag auf Fristverlängerung wird der Lauf der Beschwerdefrist ge-
hemmt (§ 245 Abs 3 BAO). Beispiel: Der Abgabenbescheid wird an einem 31.1. zugestellt. Die Beschwerde ist
rechtzeitig, wenn sie bis zum 28.2. (oder in einem Schaltjahr 29.2.) zur Post gegeben oder elektronisch ein-
gebracht wurde. Fällt der 28.2. auf einen Samstag bzw Sonntag, ist der 2.3. bzw der 1.3. der letzte Tag der Frist.
Siehe dazu näher Ritz/Koran, BAO8, § 108; Tanzer in Althuber/Tanzer/Unger, BAO Handbuch, § 108.
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Ziviltechniker

Gesellschafter einer Ziviltechnikergesellschaft dürfen gem § 26 Abs 1 ZTG sein:

 natürliche Personen (Z 1);
 berufsbefugte Ziviltechnikergesellschaften (Z 2);
 interdisziplinäre Gesellschaften mit Ziviltechnikern (Z 3);
 Gesellschaften, die in einem Mitgliedstaat der EU oder einem Vertragsstaat des EWR

oder der Schweizer Eidgenossenschaft niedergelassen sind, dort den Beruf eines frei-
beruflichen Architekten oder Ingenieurkonsulenten befugt ausüben und zu keiner
ausführenden Tätigkeit berechtigt sind (Z 4).

Berufsfremde Gesellschafter sind zulässig, müssen aber vertraglich zur Einhaltung der
Standesregeln verpflichtet werden (§ 29 Abs 3 ZTG). Berufsfremde Gesellschafter dür-
fen sich in Personengesellschaften nur als Kommanditisten beteiligen (§ 29 Abs 4 ZTG).
Berufsfremde Gesellschafter können nicht Geschäftsführer oder Vertreter der Ziviltech-
nikergesellschaft sein. Geschäftsführer oder organschaftliche Vertreter einer Ziviltech-
nikergesellschaft dürfen nur natürliche Personen sein, die Gesellschafter mit aufrechter
Berufsbefugnis sind und gemeinsam mehr als die Hälfte der Gesellschaftsanteile inne-
haben (§ 29 Abs 1 ZTG). Zur genauen Regelung der Geschäftsführungs- und Entschei-
dungsbefugnis in einzelnen Angelegenheiten der Gesellschaft siehe § 29 ZTG.

7.2. Die GmbH als Abgabenschuldner
7.2. Die GmbH als AbgabenschuldnerDie GmbH ist als juristische Person selbstständiger Träger von Rechten und Pflichten
(§ 61 Abs 1 GmbHG2769), weshalb auch grds die GmbH als Abgabenschuldner fungiert
und mit ihrem Gesellschaftsvermögen haftet. Gem § 4 BAO2770 entsteht der Abgabenan-
spruch, sobald der Tatbestand verwirklicht ist, an den das Gesetz die Abgabepflicht
knüpft. Abgabepflichtiger ist, wer nach den Abgabenbestimmungen als Abgabenschuldner
in Betracht kommt (§ 77 Abs 1 BAO). Liegt eine GmbH vor, so trifft diese als Schuldner
die Leistungspflicht. Kommt der Schuldner seiner Verpflichtung zur Abgabenentrich-
tung nicht nach, so kann ein Dritter in Anspruch genommen werden, der dafür ein-
zustehen (zu haften) hat.2771 Im Falle einer GmbH trifft die Haftung den oder die Ge-
schäftsführer, wenn die GmbH ihrer Leistungspflicht nicht nachkommt und dies auf die
Verletzung von Geschäftsführerpflichten zurückzuführen ist (§ 9 Abs 1 BAO).

7.3. Geschäftsführerhaftung
7.3. Geschäftsführerhaftung7.3.1. Haftung des Vertreters der GmbH
Übt ein Freiberufler seine selbstständige Tätigkeit als Einzelperson oder im Rahmen
einer Personengesellschaft aus, so geht damit idR das Bewusstsein einher, dass man für
Verbindlichkeiten aus der freiberuflichen Tätigkeit mit seinem gesamten Vermögen
einstehen muss. Wird die freiberufliche Tätigkeit im Rechtskleid einer Kapitalgesell-

2769 RGBl 1906/58.
2770 BGBl 1961/194.
2771 VwGH 20.4.1989, 89/16/0009.
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